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Kommunikationsstrategien, Unterstützung von Bürgerinitiativen und
Selbsthilfeorganisationen sowie weitere Evaluationen und weitere
Rahmenplanungen und eine Beteiligung der Bezirksausschüsse werden nicht
letztendlich verhindern können, dass durch weitere bauliche
Nachverdichtungsmaßnahmen der Erhalt der Gartenstädte, speziell der Erhalt der
besonders gefährdeten Heimstättensiedlung, sichergestellt wird.

Auch die von der Lokalbaukommission entwickelte blockweise Betrachtung bei der
Genehmigung von Bauvorhaben trägt hier nichts zu einer verbindlichen Regelung
des Baurechts bei. Sie hilft allenfalls der Lokalbaukommission im Hinblick auf ihre
Kommunikation im Hinblick auf die Gründe für die notwendige Genehmigung von
Nachverdichtungsvorhaben gegenüber den Anwohnern und örtlichen Bürgern.

3. Die bereits von der LBK im Fall „Wemdinger Straße 43“ wiederum als
„genehmigungsfähig“ betrachtete Überschreitung der hinteren Baulinie aufgrund
eines vorliegenden anderweitigen Bezugsfalles in der Heimstättensiedlung belegt
eindrucksvoll, dass die Rahmenplanung und die blockweise Betrachtung keine,
aber auch gar keine, effektive Wirkung zum Schutz der Gartenstädte zu entfalten
vermögen.

4. Die vorliegend zur Abstimmung gestellte Sitzungsvorlage belegt eindrucksvoll,
dass ausschließlich eine tiefgreifende und nachhaltige sowie konsequente
Änderung der derzeitigen Genehmigungspraxis, unter bewusster Auslotung der
Grenzen der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung, bei allen
Nachverdichtungsvorhaben in den schützenswerten Gebieten langfristig zum
Erfolg führen kann.
Zudem sind alle möglichen bauplanungsrechtlichen Steuerungsinstrumente für die
Gemeinden, hier also die Aufstellung von qualifizierten Bebauungsplänen, ebenso
auszunutzen, wie die in dem eigenen Wirkungskreis von Gemeinden zulässigen
„baurechtlich begleitend wirksamen“ Maßnahmen, wie der Erlass von örtlichen
Satzungen (Stellplatzsatzung, Erhaltungssatzung etc.).
Insbesondere die Ermöglichung einer wirklich flexiblen Handhabung der
Stellplatzsatzung bzw. die deutliche Verschärfung der Stellplatzanforderungen in
Nachverdichtungsgebieten wären hier zu prüfen.

Das „Weiter so“, wie es in der vorliegenden Sitzungsvorlage zum Ausdruck kommt,
kann deshalb nicht akzeptiert werden.
Das Problem wird damit dort belassen wo es ist, nämlich bei den Bürgern in den
Gartenstädten.“

Mit freundlichen Grüßen

Thomas Kauer
Vorsitzender des BA 16
– Ramersdorf-Perlach –
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Bezirksausschuss des 21. Stadtbezirkes Landeshauptstadt
München

Pasing-Obermenzing

Landeshauptstadt München, Direktorium
BA-Geschäftsstelle West, Landsberger Straße 486, 81241 München

Referat für Stadtplanung
und Bauordnung
Stadtplanung 

PLAN - HA II – 60 V

Vorsitzender
Romanus Scholz

Geschäftsstelle:

BA-Geschäftsstelle West
Rathaus Pasing
Landsberger Straße 486
81241 München
Telefon (089) 233 37354
Telefax (089) 233 37356
bag-west.dir@muenchen.de
Zimmer: 32
Sachbearbeitung:
Frau Franke

München, 06.12.18

Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 12716
Gartenstädte – Erhalt des Charakters und bauliche Entwicklung
- Rahmenplanung - 

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich nehme Bezug auf Ihre Zuleitung vom 04.10.18 sowie die Vorstellung der Planungen in der
Sondersitzung des UA Planung am 22.11.18.

Der Bezirksausschuss 21 Pasing-Obermenzing hat sich in seiner Sitzung am 04.12.18 mit 
dem Beschlussentwurf befasst und hierzu einstimmig folgende Stellungnahme beschlossen:

Der Bezirksausschuss sieht das Instrument der Rahmenplanung grundsätzlich zwiespältig, da 
sie rechtlich unverbindlich sind. 

Er schlägt vor, im Stadtbezirk Pasing-Obermenzing folgende weitere Gebiete mit einer 
Rahmenplanung zu erfassen:

• Waldkolonie (Maria-Eich-Straße / Am Stadtpark / bis Stadtgrenze)
• Villenkolonie I und II
• alle Gebiete, in denen die besondere Siedlungsgebietsverordnung gilt

Der Bezirksausschuss 21 fordert die LH München auf, 
• mit der Rahmenplanung z.B. eine hintere Baulinie festzusetzen, um eine rückwärtige 

Bebauung zu verhindern. 
• den Bauträgern die Ernsthaftigkeit dieser Rahmenplanung aktiv deutlich zu machen.
• einen Baumbestandsplan im gesamten Gebiet zu erstellen, der die bedeutendsten 

Bäume und Arten darstellt mit dem Ziel, diese zu erhalten. 
• darzulegen, was es bedeutet, dass die Erhaltungssatzung „derzeit“ nicht angewendet 

werden kann (Seite 18 / 19 Beschlussvorlage). 

Mit freundlichen Grüßen

Romanus Scholz
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Vorsitzender des BA 21
- Pasing-Obermenzing -

II. Ablage

    Romanus Scholz
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